SEITE  
VI

Gutachten
Aufgabe a):  Ansprüche des E gegen K auf Herausgabe der Uhr

A.  Herausgabeanspruch des E aus § 985 BGB

E könnte gegen K einen Anspruch auf Herausgabe der Uhr aus § 985 haben. 

I.  Anspruch entstanden

1st  Sache

Dafür müßte die Uhr eine Sache sein. Laut § 90 BGB sind nur körperliche Gegenstände Sachen im Sinne des Gesetzes. Eine Uhr besitzt räumliche Ausdehnung und ist anfaßbar. Also ist die Uhr eine Sache im Sinne des § 90.

2nd  Eigentümerstellung des E

Weiterhin müßte E Eigentümer und K unrechtmäßiger Besitzer der Uhr sein.  Eigentum ist das allumfassende Herrschaftsrecht über eine Sache.
 Mangels gegenteiliger Angaben ist davon auszugehen, daß E ursprünglich Eigentümer der Uhr war. Er könnte jedoch durch die Veräußerung der Uhr durch F an K sein Eigentum verloren haben.

a)  Verlust des Eigentums durch Eigentumserwerb des K gemäß § 929 Satz 1

aa)  Einigung über Eigentumsübergang

Dafür müßten sich F und K über den Eigentumsübergang einig gewesen sein. Davon ist mangels anders lautender Angaben im Sachverhalt auszugehen.
ab)  Übergabe

Darüber hinaus müßte F die Uhr an K übergeben haben. Auch hiervon ist dem Sachverhalt folgend auszugehen. 

ac)  Berechtigung des F zur Übereignung

Fraglich ist jedoch, ob F auch die Berechtigung zur Übereignung besaß. Dafür müßte er entweder das Eigentum an der Uhr erlangt oder eine Verfügungsberechtigung besessen haben. Da es im Sachverhalt keine Anzeichen für eine durch E erteilte Verfügungsberechtigung des F gibt, ist zu prüfen, ob F eventuell Eigentum an der Uhr erlangt hat.

(1)  Miteigentum

So könnte F Miteigentum an der Uhr erlangt haben, indem er eine neue Batterie im Wert von 15 DM einsetzen ließ. Dann müßte es sich beim Einsetzen der Batterie in die Uhr um eine Verbindung im Sinne des § 947 handeln. Fraglich ist, ob es sich bei der Batterie um einen wesentlichen Bestandteil der Gesamtsache handelt. Lassen sich verbundene Sache ohne Zerstörung, Wesensveränderung oder wirtschaftlichen Schaden wieder voneinander trennen, so sind sie nicht als wesentlichen Bestandteile einer Gesamtsache anzusehen und somit sonderrechtsfähig.
 Da durch Entnahme der Batterie weder die Uhr zerstört wird, noch wirtschaftlicher Schaden entsteht, ist die Batterie nicht als wesentlicher Bestandteil der Uhr anzusehen. Damit hat F kein Miteigentum an der Uhr erlangt, indem er die Batterie einsetzen ließ.

(2)  Aneignung nach § 958

F könnte Eigentum an der Uhr erlangt haben, indem er sie sich nach § 958 aneignete. Dafür müßte die Uhr zum Zeitpunkt des Fundes durch F herrenlos gewesen sein. Herrenlos sind alle beweglichen Sachen an denen noch nie Eigentum bestanden hat oder die von ihrem Eigentümer gemäß § 959 aufgegeben wurden.
 Der Sachverhalt läßt darauf schließen, daß die Uhr ursprünglich Eigentum des E war. Somit hat bereits Eigentum an ihr bestanden.

Darüber hinaus besagt der Sachverhalt, daß E die Uhr verloren hat. Mithin hat er auch nicht in der Absicht, auf sein Eigentum zu verzichten, nach § 959 den Besitz an ihr aufgegeben.

Folglich liegt im Falle des F kein Eigentumserwerb durch Aneignung vor.

(3)  Eigentumserwerb des Finders nach § 973

F könnte jedoch gemäß § 973 Eigentum an der Uhr erlangt haben, indem er die Uhr gefunden hat. Zu den Pflichten des Finders aus § 965 gehört die Anzeige des Fundes gegenüber einem Empfangsberechtigten oder ersatzweise der zuständigen Behörde. Ist dem Finder auch sechs Monate nach der Anzeige des Fundes bei der zuständigen Behörde kein Empfangsberechtigter bekannt geworden, so erwirbt er das Eigentum an der Sache. Der Sachverhalt läßt jedoch darauf schließen, daß F den Fund nicht pflichtgemäß anzeigte. 

Somit scheidet für F ein Eigentumserwerb als Finder aus § 973 aus.

Weitere Gründe für einen Eigentumserwerb durch F kommen nicht in Betracht.

Damit hat F kein Eigentum an der Uhr erlangt und war somit auch nicht verfügungsbefugt, das Eigentum an K zu übertragen.

Somit liegt kein Eigentumserwerb des K nach § 929 S.1 vor. 

b)  Gutgläubiger Erwerb des K gemäß §§ 929, 932 I S.1

Zu prüfen ist jedoch, ob E das Eigentum an der Uhr durch gutgläubigen Erwerb des K verloren hat. 

aa)  Einigung und Übergabe

Dafür müßten sich F und K über den Eigentumsübergang einig gewesen sein und die Übergabe vollzogen haben. Beides ist hier gegeben.

ab)  Fehlen der Berechtigung bei F

Weiterhin dürfte F weder Eigentümer der Uhr sein noch eine Verfügungsbefugnis über sie besitzen. Dies wurde bereits festgestellt.

ac)  Guter Glaube des Erwerbers K

Voraussetzung ist darüber hinaus der gute Glaube des Erwerbers. Dieser setzt voraus, daß der Erwerber an das Eigentum des Veräußerers glaubt.
 K hielt F für den Eigentümer. Er war somit gutgläubig im Sinne des § 932.

ad)  Kein Abhandenkommen

Entscheidend ist jedoch, ob die gutgläubig erworbene Sache abhanden gekommen ist. Abhanden gekommen sind Sachen, an denen der Eigentümer seinen unmittelbaren Besitz ohne seine Willen verloren hat.
 E hat die Uhr im Park verloren, womit der Besitzverlust ohne seinen Willen erfolgte. Mithin handelt es sich bei der Uhr um eine abhanden gekommene Sache, womit § 935 den gutgläubigen Erwerb durch K ausschließt. 

Somit hat E das Eigentum an der Uhr auch nicht durch gutgläubigen Erwerb des K gemäß § 929, 932 verloren.

Folglich ist E noch immer Eigentümer der Uhr.

3rd  Besitz des K

Zur Durchsetzung des Herausgabeanspruches müßte K Besitzer der Sache im Sinne des § 854 sein. Besitz ist das Ausüben der tatsächlichen Herrschaft über eine Sache.
 Nach den Angaben im Sachverhalt ist hier davon auszugehen, daß K im Besitz der Uhr ist und somit die tatsächliche Herrschaft über sie ausübt. Er ist mithin Besitzer der Uhr.

4th  Kein Recht zum Besitz nach § 986

K dürfte jedoch kein Recht zum Besitz der Sache nach § 986 haben.

a)  Eigenes Recht zum Besitz

aa)  Kaufvertrag mit F

K könnte ein solches Recht zum Besitz der Uhr aus dem Kaufvertrag mit F haben. Grundsätzlich ist jedoch ein Recht zum Besitz aus schuldrechtlichen Beziehungen nur dann möglich, wenn der Eigentümer selbst Vertragspartner des Besitzers ist.
 Damit scheidet ein Recht zum Besitz aus dem Kaufvertrag mit F aus.

ab)  Zurückbehaltungsrecht nach § 1000

K könnte jedoch ein Zurückbehaltungsrecht nach § 1000 haben.

(1)  Notwendige Verwendungen nach § 994

Ein solches Zurückbehaltungsrecht könnte sich aus Notwendigen Verwendungen gemäß § 994 ergeben. 

(a)  Eigene Verwendungen durch K 

Dann müßte es sich bei der Batterie um notwendige Verwendungen zur Erhaltung der Uhr handeln. Als notwendig sind alle Verwendungen anzusehen, die der Eigentümer selbst hätte machen müssen, sofern er den Besitz behalten hätte.
 Wäre E im Besitz der Uhr gewesen, hätte auch er die Batterie ersetzen müssen, um sie zweckmäßig nutzen zu können. Folglich ist die Verwendung als notwendig anzusehen.

Diese Verwendung müßte K jedoch selbst getätigt haben. Die Batterie hat jedoch F erworben. Somit kommt lediglich ein Ersatz von Verwendungen des Rechtsvorgängers nach §§ 994, 999 in Frage.

(b)  Verwendungen des Rechtsvorgängers gemäß §§ 994, 999 I

Zu prüfen ist somit, ob F durch das Einsetzen der Batterie ein Anspruch gemäß § 994 gegen E entstanden ist, der nach § 999 von K geltend gemacht werden könnte. Wie bereits festgestellt, handelt es sich bei der Batterie um eine notwendige Verwendung.
 

Verwendungsersatz  gewährt  § 994 II jedoch nur dem gutgläubigen Besitzer. F war aber laut Sachverhalt bösgläubig, womit seine Verwendungen nur entsprechend den Regeln über die Geschäftsführung ohne Auftrag unter den Voraussetzungen des § 683 zu erstatten sind.
 

(aa)  Ersatz von Aufwendungen gemäß § 683 S.1

Demnach müßten die Aufwendungen im Interesse des E gewesen sein, wobei nicht nur persönliche Gründe maßgeblich sind, sondern auch nur wirtschaftliche Gründe maßgeblich sein können.
 Da das Einsetzen der neuen Batterie in die Uhr Voraussetzung für die Gewährleistung ihrer vorgesehenen wirtschaftlichen Nutzung ist, lag die Verwendung auch im Interesse des E. Darüber hinaus müßte die Aufwendung dem wirklichen oder mutmaßlichen Willen des Geschäftsherren bzw. Eigentümers  entsprechen. Da im Falle des Finders vor Beginn der Rechtshängigkeit kein wirklich geäußerter Wille vorliegen kann, ist hierbei auf den mutmaßlichen Willen des Eigentümers abzustellen. Hierbei muß geprüft werden, ob der Eigentümer unter Berücksichtigung aller objektiven Umstände der Aufwendung zugestimmt hätte.
 Im Falle mangelnder Anhaltspunkte ist als mutmaßlicher Wille jener anzunehmen, der dem Interesse des Eigentümers entspricht.
 Somit ist davon auszugehen, daß das Ersetzen der Batterie auch dem mutmaßlichen Willen des E entsprochen hätte. Die Ausgaben für die Batterie wären dann nach den Voraussetzungen des § 683 dem F zu erstatten.

(ab)  Rechtsnachfolger des F

Diesen Anspruch könnte K aber nur dann geltend machen, wenn er der Rechtsnachfolger des F wäre. Rechtsnachfolger könnte er durch die Besitzübergabe von F geworden sein. Der Besitzübertragung muß dabei immer ein Veräußerungsgeschäft zugrunde liegen, wobei die eventuelle Unwirksamkeit des Übertragungsgeschäfts wegen Nichtberechtigung des Übertragenden nicht schadet.
 Da der Sachverhalt auf ein zugrundeliegendes Veräußerungsgeschäft zwischen F und K schließen läßt und die Nichtberechtigung des F zur Übertragung kein Hindernis darstellt, ist K Rechtsnachfolger des F geworden.

(c)  Zwischenergebnis

Somit kann sich K auf notwendige Verwendungen aus §§ 994, 999 I berufen.

 (2) Anwendbarkeit des Zurückbehaltungsrechts auf § 986

Die Voraussetzungen des § 1000 sind mithin erfüllt, wobei jedoch in Rechtsprechung und Lehre die Frage umstritten ist, ob das Zurückbehaltungsrecht ein Recht zum Besitz im Sinne des § 986 I darstellt.

(a) Rechtsprechung

Der Rechtsprechung und einem Teil der Lehre folgend, begründet das Zurückbehaltungsrecht ein Recht zum Besitz, womit meist nur gemeint ist, daß der Besitzer eines solches Rechts, dem Eigentümer die Sache nicht ohne weiteres herausgeben muß.
 Damit würde K ein wirksames Besitzrecht gegenüber E haben, das dessen Herausgabeanspruch hindern würde.

In diesem Fall würde diese Ansicht zu einer Leistung Zug um Zug kommen.

(b) Herrschende Literaturmeinung

Dem teilweise widersprechend, begründen die Zurückbehaltungsrechte nach der herrschenden Literaturmeinung kein Recht zum Besitz im Sinne des § 986.
 Diese Meinung sieht in den Zurückbehaltungsrechten vielmehr selbständige Gegenrechte, die eine anspruchsändernde Einrede gegen den Herausgabeanspruch gewähren.
 Diese Gegenrechte sollen der Sicherung des eigenen Anspruchs dienen, ohne das Herrschaftsrecht des Eigentümers einzuschränken.
 Die Literaturmeinung begründet diese Position mit der Verschiedenartigkeit der Ansprüche, da Zurückbehaltungsrechte eine Verurteilung zur Leistung Zug um Zug bewirken, während ein Besitzrecht im Sinne des § 986 zur Klageabweisung führt.
 Unterschiede bestehen auch in der dogmatischen Einordnung. Während die Zurückbehaltungsrechte Einreden darstellen, die geltend gemacht werden müssen, stellt das Besitzrecht eine Einwendung dar, die von Amts wegen zu berücksichtigen ist.

Im Ergebnis würde auch die herrschende Literaturmeinung im vorliegenden Fall zu einer Leistung Zug um Zug nach § 274 kommen.

(c) Entscheidung

In unserem Fall ist der herrschenden Literaturmeinung zuzustimmen. Sie kommt zwar zum selben Ergebnis wie die Rechtsprechung, beschreitet dorthin jedoch einen klareren und dogmatisch saubereren Weg, indem sie die zwischen Zurückbehaltungsrecht und Besitzrecht bestehenden Unterschiede berücksichtigt.

Folglich steht K kein eigenes Recht zum Besitz zu. Er kann jedoch aus seinem Zurückbehaltungsrecht ein selbständiges Gegenrecht gegen den Herausgabeanspruch des E geltend machen, welches zu einer Leistung beider Zug um Zug nach § 274 führt.

b)  Abgeleitetes Recht zum Besitz

Darüber hinaus könnte K ein abgeleitetes Recht zum Besitz aus einer Besitzrechtskette zum Eigentümer haben. Dafür müßte der Besitzer sein Besitzrecht von einem Dritten ableiten, der seinerseits ein Besitzrecht an der Sache hat oder vom Eigentümer zur Besitzüberlassung berechtigt ist.
 Dann müßte K sein Besitzrecht von F ableiten und dieser müßte durch E zur Besitzüberlassung berechtigt gewesen sein. Dies scheidet jedoch im vorliegenden Fall aus, da eine solche Berechtigung durch E nicht vorliegt.

Somit hat K auch kein abgeleitetes Recht zum Besitz an der Uhr.

5th  Zwischenergebnis

Der Anspruch des E gegen K auf Herausgabe der Uhr aus § 985 ist entstanden.

II.  Anspruch durchsetzbar

Der Anspruch des E gegen K auf Herausgabe der Uhr gemäß § 985 ist auch durchsetzbar. Das selbständige Gegenrecht aus dem Zurückbehaltungsrecht bewirkt jedoch eine Leistung Zug um Zug nach § 274, falls sich K als Besitzer darauf beruft. E könnte somit durch Bezahlen der Batterie im Wert von 15 DM die Herausgabe der Uhr bewirken.

B.  Anspruch des E auf Besitzeinräumung aus § 861

E könnte einen Anspruch auf Besitzeinräumung wegen verbotener Eigenmacht aus § 861 haben. 

I.  Anspruch entstanden

1st  Besitzerstellung des E

Dafür müßte E Besitzer der Uhr gewesen sein. Laut Sachverhalt war E vor dem Verlust der Uhr in deren Besitz.

2nd  Besitzentziehung durch verbotene Eigenmacht nach § 858

Weiterhin müßte ihm die Uhr durch verbotene Eigenmacht entzogen worden sein. Unter verbotener Eigenmacht ist jede Handlung zu verstehen, die den unmittelbaren Besitzer ohne seinen Willen in der Ausübung der tatsächlichen Gewalt beeinträchtigt.
 E hat die Uhr jedoch im Park verloren. Ist die Sache dem Besitzer abhanden gekommen, ist verbotene Eigenmacht bereits begrifflich ausgeschlossen.
 Im bloßen Verlieren liegt keine Entziehung. Es liegt folglich keine verbotene Eigenmacht vor.

3rd  Zwischenergebnis

Somit ist E kein Anspruch auf Besitzeinräumung wegen verbotener Eigenmacht aus § 861 entstanden.

C.  Herausgabeanspruch des E aus früherem Besitz gemäß §§ 1007 I,III

E könnte gegen K einen Anspruch auf Herausgabe der Uhr vom bösgläubigen Besitzerwerber gemäß §§ 1007 I,III haben.

I.  Anspruch entstanden

1st  Bewegliche Sache

Wie bereits festgestellt ist die Uhr ein bewegliche Sache.

2nd  Früherer Besitz des Anspruchstellers

Die Uhr war auch früher im Besitz des E.

3rd  Gegenwärtiger Besitz des Anspruchgegners

K ist gegenwärtig im Besitz der Uhr.

4th  Bösgläubigkeit des Erwerbers beim Besitzerwerb

Der Erwerber müßte beim Besitzerwerb bösgläubig gewesen sein. Bösgläubig ist der Erwerber, wenn ihm der Mangel an Besitzrecht bei Besitzergreifung bekannt war oder er ihm grob fahrlässig nicht bekannt war.
 Da der Sachverhalt weder auf Bösgläubigkeit, noch auf grobe Fahrlässigkeit des K hinweist, ist davon auszugehen, daß bei Besitzerwerb keine Bösgläubigkeit vorlag. Das Kriterium der Bösgläubigkeit ist somit nicht erfüllt.

5th  Zwischenergebnis

Ein Herausgabeanspruch des E gegen K aus §§ 1007 I,III ist nicht entstanden.  

D.  Herausgabeanspruch des E aus früherem Besitz gemäß §§ 1007 II,III

E könnte gegen K einen Anspruch auf Herausgabe der Uhr aus §§ 1007 II,III haben.

I.  Anspruch entstanden

1st  Bewegliche Sache

Wie bereits festgestellt ist die Uhr ein bewegliche Sache.

2nd  Früherer Besitz des Anspruchstellers

Die Uhr war auch früher im Besitz des E.

3rd  Gegenwärtiger Besitz des Anspruchgegners

Weiterhin ist K auch gegenwärtiger Besitzer der Uhr.

4th  Abhandenkommen der Sache beim Anspruchsteller

Die Uhr ist E auch abhanden gekommen.

5th  Keine Ausschlußgründe

a)  Keine Bösgläubigkeit beim Besitzerwerb durch den früheren Besitzer

Der frühere Besitzer darf zum Zeitpunkt des Besitzerwerbs nicht bösgläubig gewesen sein. Aufgrund fehlender Hinweise im Sachverhalt ist davon auszugehen, daß E zum Zeitpunkt des Besitzerwerbs gutgläubig war.

b)  Kein eigenes Recht zum Besitz beim Anspruchgegner

Wie oben bereits festgestellt hat K kein eigenes Recht zum Besitz im Sinne des § 986.
 Allerdings verhilft ihm sein Zurückbehaltungsrecht zu einem selbständigen Gegenrecht gegen den Herausgabeanspruch, welches zu einer Leistung Zug um Zug führt. Somit hat K kein Recht zum Besitz aus § 986.

c)  Andere Ausschlußgründe

Weitere Ausschlußgründe sind nicht ersichtlich.

6th  Zwischenergebnis

Mithin hat E gegen K aus §§ 1007 II,III einen Anspruch auf Herausgabe der abhanden gekommenen Uhr.

II.  Anspruch durchsetzbar

Der Anspruch des E gegen K auf Herausgabe der Uhr aus §§ 1007 II,III ist auch durchsetzbar. Das selbständige Gegenrecht aus dem Zurückbehaltungsrecht bewirkt jedoch auch hier eine Leistung Zug um Zug nach § 274, falls sich K als Besitzer darauf beruft. E könnte somit durch Bezahlen der Batterie im Wert von 15 DM die Herausgabe der Uhr bewirken.

E.  Endergebnis

E kann entweder aus § 985 oder aus §§ 1007 II,III Herausgabe der Uhr von K verlangen. Diese erfolgt aber in beiden Fällen Zug um Zug gegen die Erstattung der Verwendung zum Kauf der Batterie in Höhe von 15 DM.

Aufgabe b):  Ansprüche des E gegen F

A.  Anspruch des E auf Herausgabe des Erlöses aus § 281 i.V.m.§ 985

E könnte gegen F eine Anspruch auf Herausgabe des Verkaufserlöses der Uhr in Höhe von 100 DM aus § 281 i.V.m.§ 985 haben.

I.  Anspruch entstanden

1st  Voraussetzungen des § 985 bei Unmöglichkeit der Herausgabe des geschuldeten Gegenstandes

Dann müßte E gegen F einen wirksamen Herausgabeanspruch nach § 985 für einen Gegenstand gehabt haben, die Erfüllung müßte jedoch durch Empfangen eines Ersatzes auf Seiten des Schuldners unmöglich geworden sein. E hätte auch gegen F einen wirksamen Herausgabeanspruch nach § 985 gehabt. F ist jedoch nicht mehr im Besitz der Uhr, sondern hat für die Uhr 100 DM von K erhalten. 

Somit würde sich sein Anspruch aus § 985 nach § 281 auf die 100 DM als Ersatz für die Uhr erstrecken.

2nd  Anwendbarkeit des § 281 i.V.m.§ 985

Fraglich ist jedoch, ob sich der Anspruch aus § 281 auch in Bezug auf § 985 anwenden läßt. Hierzu besteht inzwischen eine nahezu einhellige Meinung. Würde man dem Eigentümer neben dem Herausgabeanspruch gegen den Besitzer aus § 985 auch noch einen Anspruch aus § 281 i.V.m.§ 985 gegen den Verkäufer einräumen, so wäre dieser doppelt belastet, da ihm neben dem Anspruch aus § 281 noch eine Schadensersatzforderung nach §§ 440, 325 vom Erwerber drohen würde, falls der Eigentümer von seinem Herausgabeanspruch gegen diesen Gebrauch macht.
 Daher wird eine Anwendbarkeit des § 281 auf  den Herausgabeanspruch des § 985 allgemein abgelehnt. 

3rd  Zwischenergebnis

Somit hat E gegen F keinen Anspruch auf Herausgabe der als Ersatz empfangenen 100 DM aus § 281 i.V.m.§ 985.

B.  Anspruch des E auf Herausgabe des Erlangten aus §§ 687 II, 681 S.2, 667

E könnte gegen F einen Herausgabeanspruch der aus angemaßter 

Eigengeschäftsführung gemäß §§ 687 II, 681 S.2, 667 erlangten 100 DM haben.

I.  Anspruch entstanden

Dann müßte F wissentlich unberechtigt ein fremdes Geschäft mit eigenem Geschäftsführungswillen getätigt haben.

1st  Objektiv fremdes Geschäft mit Eigengeschäftsführungswillen

Da F die Uhr in an K verkauft hat und dies aus eigener Motivation in eigenem Namen tat, liegt ein mit Eigengeschäftsführungswillen getätigtes, objektiv fremdes Geschäft  vor. 

2nd  Fehlende Berechtigung des F

Wie bereits festgestellt, war F zu diesem Geschäft nicht berechtigt.

3rd  Kenntnis der fehlenden Berechtigung

Mangel gegenteiliger Hinweise ist davon auszugehen, da F seine fehlende Berechtigung zu diesem Geschäft bekannt war.  

4th  Zwischenergebnis

Somit ist E ein Anspruch auf Herausgabe der erlangten 100 DM aus §§ 687 II, 681 S.2, 667 entstanden. 

C.  Anspruch des E auf Schadensersatz aus §§ 989, 990 I 

E könnte einen Anspruch auf Schadensersatz aus §§ 989, 990 I gegenüber dem bösgläubigen Besitzer F haben.

I.  Anspruch entstanden

1st  Unrechtmäßiger Besitzer im Zeitpunkt der Verletzungshandlung

Laut Sachverhalt war F vom Zeitpunkt des Fundes bis zum Verkauf an K unrechtmäßiger Besitzer der Uhr.

2nd  Bösgläubiger Besitzer nach § 990 I

Weiterhin müßte F bösgläubig gewesen sein. Dies wurde bereits festgestellt.

3rd  Eigentumsverletzung im Sinne des § 989 

Es müßte jedoch zusätzlich eine Eigentumsverletzung durch F gegeben sein. Hierbei käme lediglich eine sonstige Unmöglichkeit zur Herausgabe der Sache durch die Übergabe der Uhr an K in Frage.

a)  Anwendbarkeit der §§ 989, 990 bei unwirksamer Weiterveräußerung

Fraglich ist jedoch, ob dieser Schadensersatzanspruch bei unwirksamer Weiterveräußerung geltend gemacht werden kann. Hierzu gibt es in der Literatur verschiedene Ansichten.

Ein Teil der Literatur vertritt die Ansicht, daß die Schadensersatzansprüche aus §§ 989, 990 bei einem gleichzeitig bestehenden Herausgabeanspruch aus § 985 gegen den neuen Besitzer nicht anwendbar sein sollen, da dieser Anspruch geltend gemacht werden kann. Die Schadensersatzansprüche sollen nur dann gelten, wenn der Eigentümer die Sache trotz unwirksamer Weiterveräußerung wegen des § 935 nicht vom neuen Besitzer über § 985 erlangen kann.
 Bei kurzfristiger Herausgabeverzögerung sollen Schadensersatzansprüche nicht bestehen.
 Nach dieser Meinung hätte E gegen F keinen Schadensersatzanspruch aus §§ 989, 990 I.

Dem widersprechend will ein anderer Teil der Literatur Schadensersatzansprüche gegen den Veräußerer aus §§ 989, 990 auch bei unwirksamer Übereignung zulassen, sofern die Rechtsverfolgung durch die Besitzweitergabe zumindest geringfügig erschwert worden ist, wobei sich eine solche Erschwerung bereits aus prozeßrechtlichen Gründen zwangsläufig ergeben soll.
 Dabei wird darauf hingewiesen, daß Schwierigkeiten beim Zurückholen der Sache vom neuen Besitzer nicht auf den Eigentümer abgewälzt werden sollten, da diese Schwierigkeiten vom Prozeßbesitzer verursacht wurden.
 Der Prozeßbesitzer hat dem Eigentümer jedoch grundsätzlich nur gegen Abtretung der Ansprüche nach § 255 Schadensersatz zu leisten.
 Nach dieser Ansicht wäre F gegenüber E zum Schadensersatz nach §§ 989, 990 I verpflichtet, wobei E nach § 255 seine Ansprüche an der Sache an F abtreten müßte.

b)  Entscheidung 

Vorzuziehen ist die letztere Ansicht, da sie besonders im hier vorliegenden Fall der Bösgläubigkeit des Anspruchgegners dem Eigentümer umfassendere Rechte einräumt und ihn einer geringeren Belastung als jener aussetzt, die sich aus der Geltendmachung seiner Rechte gegenüber Dritten ergeben würde.

Somit liegt in der Weiterveräußerung an K eine Eigentumsverletzung im Sinne des § 989 vor.

4th  Verschulden

F müßte darüber hinaus schuldhaft gehandelt haben. Da die Veräußerung von F vorsätzlich getätigt wurde, hat er auch schuldhaft gehandelt.

5th  Zwischenergebnis 

Ein Anspruch des E gegen F auf Schadensersatz aus § 989, 990 I ist entstanden.

D.  Anspruch des E auf Herausgabe des Erlöses aus § 816 I S.1

E könnte gegen F einen Anspruch auf Herausgabe des Erlöses aus der 

Verfügung eines Nichtberechtigten gemäß § 816 I S.1 haben.

I.  Anspruch entstanden

1st  Verfügung eines Nichtberechtigten

Dann müßte F als Nichtberechtigter über eine Sache des E verfügt haben.

a)  Vorliegen einer entgeltlichen Verfügung

Eine Verfügung ist ein Rechtsgeschäft, welches unmittelbar auf die Veränderung, Übertragung oder Aufhebung eines bestehenden Rechtes gerichtet ist.
 F hat die Uhr für 100 DM an K veräußert. Mithin ist eine entgeltliche Verfügung durch F gegeben. 

b)  Nichtberechtigter

Wie bereits festgestellt, besaß F auch keine Verfügungsbefugnis und war somit Nichtberechtigter.
 

2nd  Wirksamkeit gegenüber dem Berechtigten E

Diese Verfügung müßte jedoch wirksam gegenüber dem Berechtigten E sein. Die Verfügung des F ist aber aufgrund des Grundsatzes des § 935 nicht wirksam, da es sich bei der Uhr um eine abhanden gekommene Sache handelt.

Die Verfügung ist somit nicht wirksam gegenüber E.

3rd  Zwischenergebnis 

Somit hat E gegen F keinen Anspruch aus § 816 I S.1 auf Herausgabe des Erlöses aus der Verfügung.

E könnte die Verfügung jedoch nachträglich gemäß § 185 genehmigen, womit er einen Anspruch auf Herausgabe der 100 DM aus § 816 I S.1 bekommen würde. Da damit allerdings auch die Übereignung der Uhr an K wirksam wäre, würde es sein Eigentum an dieser und sein Recht auf Herausgabe aus § 985 gegenüber K verlieren. Er könnte dann also zwischen Rückgabe der Uhr oder Herausgabe des Verkaufserlös in Höhe von 100 DM wählen.

E.  Anspruch des E auf Herausgabe der 100 DM aus § 812 I S.1 2.Alt.

E könnte gegen F einen Anspruch auf Herausgabe der 100 DM gemäß § 812 S.1 2.Alt. haben.

I.  Anspruch entstanden

1st  Etwas erlangt

Dann müßte F etwas erlangt habe. Dem Sachverhalt ist zu entnehmen, daß F Besitz an der Uhr erlangt hat. Mithin hat F etwas erlangt.

2nd  Bereicherung in sonstiger Weise

Weiterhin müßte er in sonstiger Weise bereichert worden sein. Dies könnte in diesem Fall in Form einer Eingriffskondition vorliegen. Eine solche Eingriffskondition liegt dann vor, wenn der Bereicherte ohne rechtlichen Grund sein Vermögen mehrt, indem er selbst durch eigene Handlung in das Recht eines anderen eingreift.
 F selbst hat die Uhr des E in Besitz genommen und an K veräußert. Somit hat E zur Mehrung des eigenen Vermögens in das Recht des fremden E eingegriffen.

3rd  Bereicherung auf Kosten des Anspruchstellers

Zu beachten sind allerdings nur Eingriffe auf Kosten des Anspruchstellers. Da es sich bei der Uhr, über die F verfügte, um das Eigentum des E handelte, ist jedoch auch diese Voraussetzung gegeben.

4th  Ohne Rechtsgrund

Zuletzt müßte dieser Eingriff ohne Rechtsgrund geschehen sein. Wie bereits festgestellt, hatte F kein Recht, über die Uhr zu verfügen.
      

5th  Zwischenergebnis 

Folglich hat E gegen F einen Anspruch auf Herausgabe der aus dem Uhrenverkauf erlangten 100 DM gemäß § 812 I S.1 2.Alt. 

F.  Endergebnis

E kann von F entweder wegen angemaßter Geschäftsführung nach §§ 687 II, 681 S.2, 667, oder wegen der Verfügung eines Nichtberechtigten aus § 821 I S.1 2.Alt. Herausgabe der aus dem Verkauf der Uhr erlangten 100 DM fordern.

Alternativ gewährt ihm § 989 i.V.m.§ 990 I einen Schadensersatzanspruch 

gegen F.

Aufgabe c):  Rechte des K gegen F 

A.  Anspruch des K auf Übereignung der Uhr gemäß § 433 I

K könnte gegen F einen Anspruch auf Übereignung der Uhr gemäß § 433 I haben.

I.  Anspruch entstanden

1st  Wirksamer Kaufvertrag

Dann müßte zwischen K und F ein wirksamer Kaufvertrag zustande gekommen sein. Ein wirksamer Kaufvertrag entsteht durch zwei entsprechende Willenserklärungen, Angebot und Annahme.
 Weiterhin müssen sich die Vertragsparteien über Kaufgegenstand und Kaufpreis einigen. Mangels gegenteiliger Angaben ist davon auszugehen, daß der Kaufvertrag wirksam zustande gekommen ist.

II.  Anspruch erloschen

Der Anspruch könnte jedoch erloschen sein. Im vorliegenden Fall könnte Unmöglichkeit vorliegen.

1st  Unmöglichkeit

Dann dürfte F nicht in der Lage sein K das Eigentum an der Uhr zu verschaffen. Wie bereits festgestellt, ist F nicht in der Lage, wirksam an K zu übereignen, da er weder Eigentümer noch Verfügungsberechtigter ist.
 Somit liegt ein Fall von Unmöglichkeit vor. Im vorliegenden Fall kommt nur die subjektive ursprüngliche Unmöglichkeit in Betracht, deren Vorliegen es zu prüfen gilt. Ursprüngliche subjektive Unmöglichkeit, auch anfängliches Unvermögen genannt, liegt vor, wenn der Schuldner schon bei Vertragsschluß nicht fähig war, die versprochene Leistung zu erbringen, ein Dritter sie jedoch erbringen könnte.
 F, der zu keinem Zeitpunkt, also auch nicht bei Vertragsschluß, zur Verfügung über die Uhr berechtigt war kann somit nicht übereignen. Der Eigentümer E könnte allerdings an K übereignen. Folglich liegt anfängliches Unvermögen auf Seiten des F vor.

2nd  Rechtsfolge

Fraglich ist jedoch die daraus resultierende Rechtsfolge, da das anfängliche Unvermögen nicht im Gesetz geregelt ist. Es besteht Einigkeit darüber, daß der § 306, der bei ursprünglicher objektiver Unmöglichkeit Nichtigkeit des Vertrags bewirkt, hier nicht anwendbar ist.
 Dies wird damit begründet, daß objektive und subjektive Unmöglichkeit durch das Gesetz in § 275 II nur im Falle nachträglicher Unmöglichkeit gleichgestellt werden. Da Verträge grundsätzlich gültig sind und nur ausnahmsweise nichtig werden, folgt daraus, daß der Vertrag auch bei anfänglichem Unvermögen gültig bleibt.
 Da allerdings der Schuldner den Primäranspruch nicht erfüllen kann, erlischt dieser, und der Gläubiger kann ihn in einen Sekundäranspruch umwandeln.
 Somit kann K von F Schadensersatz verlangen, da dieser nicht fähig ist, die Uhr zu übereignen.

3rd  Zwischenergebnis

Der Anspruch des K auf Übereignung der Uhr aus § 433 I ist erloschen. K kann jedoch Schadensersatz wegen Nichterfüllung von F verlangen. Alternativ könnte er auch vom Vertrag zurücktreten.
   

B.  Anspruch des K auf Schadensersatz aus §§ 440 I, 325

K könnte gegen F einen Anspruch auf Schadensersatz wegen Nichterfüllung aus §§ 440 I, 325 haben.

I.  Anspruch entstanden

1st  Gegenseitiger Vertrag

Dann müßte ein wirksamer Kaufvertrag vorliegen der, wie bereits geprüft, hier vorliegt.

2nd  Unmöglichkeit der Erfüllung des Primäranspruchs

Weiterhin müßte der Primäranspruch unmöglich sein. Wie bereits gezeigt wurde, liegt in diesem Fall ursprüngliche subjektive Unmöglichkeit vor.
  

3rd  Der Schuldner hat die Unmöglichkeit zu vertreten

Strittig ist jedoch, ob es im Falle des anfänglichen Unvermögens darauf ankommt, ob der Schuldner die Unmöglichkeit zu vertreten hat oder nicht. Weitestgehend einig sind sich die Rechtsprechung und überwiegende Teile  

der Literatur noch beim Kaufvertrag, indem sie in § 440 I eine bloße Rechtsfolgenverweisung sehen, womit eine Prüfung, ob der Schuldner Unmöglichkeit zu vertreten hat, nicht nötig ist.

a)  Rechtsprechung

Darüber hinaus nimmt die Rechtsprechung beim anfänglichen Unvermögen eine Garantiehaftung des Schuldners auf das positive Interesse an.
 Nach der Rechtsprechung würde K somit gegen F selbst dann noch einen Anspruch auf Schadensersatz zustehen, wenn F das Unvermögen nicht zu vertreten hätte.

b)  Teile der Literatur 

Auch der größte Teil der Literatur sieht im Vertragsabschluß eine gesetzliche Garantiepflicht, für die der Abschließende unbedingt einzustehen habe.
 Jedoch nimmt die überwiegende Literatur eine generelle Einschränkung vor. Den Schuldner trifft nach ihr nur die Verantwortlichkeit für die „Zulänglichkeit

des eigenen Geschäftskreises“, wobei der Verkäufer jedoch einen Mangel der eigenen Berechtigung zur Rechtsverschaffung stets zu vertreten hat.
 Somit würde K auch nach dieser Meinung einen Anspruch auf Schadensersatz gegen F haben.

c)  Keine Entscheidung

Beide Auffassungen kommen in diesem Fall zu dem Ergebnis, daß es nicht auf ein Vertretenmüssen des F ankommt. Mithin ist eine Entscheidung nicht nötig. 

4th  Zwischenergebnis 

K hat gegen F einen Anspruch auf Schadensersatz wegen Nichterfüllung aus §§ 440 I, 325. 

C.  Anspruch des K auf Herausgabe aus § 812 I S.1 1.Alt.

K könnte gegen F einen Anspruch auf Herausgabe der 100 DM aus § 812 I S.1 1.Alt. haben.

I.  Anspruch entstanden

1st  Bereicherung des Anspruchgegners

Dann müßte bei F eine Bereicherung vorliegen. Unter Bereicherung fällt jeder Vermögensvorteil. F hat 100 DM von K erhalten. F ist somit bereichert.

2nd  Durch Leistung des Anspruchstellers

Diese Bereicherung müßte durch eine Leistung des Anspruchstellers entstanden sein. Leistung ist jede bewußte und zweckgerichtete Mehrung fremden Vermögens.
 K hat F die 100 DM gegeben. Somit hat K geleistet.

3rd  Kein rechtlicher Grund

Darüber hinaus müßte F die 100 DM ohne rechtlichen Grund erlangt haben. Die Übergabe der 100 DM war allerdings Bestandteil ein Kaufvertrages zwischen K und F, der immer noch gültig ist. Die 100 DM hat F somit nicht ohne rechtlichen Grund erlangt. Ein Bereicherungsanspruch aus § 812 I S.1 1.Alt scheidet daher aus.

4th  Zwischenergebnis 

K hat gegen F keinen Anspruch auf Herausgabe der 100 DM aus § 812 I S.1 1.Alt.

D.  Endergebnis

K hat gegenüber F ein Recht auf Schadensersatz aus §§ 440 I, 325 wegen Nichterfüllung durch anfängliches Unvermögen. Alternativ kann er auch wegen der Unmöglichkeit der Leistung vom Vertrag zurücktreten. Dann könnte er neben den Bestimmungen zum Rücktritt aus §§ 346 ff. sein Geld auch über § 812 I S.1 1.Alt. zurückfordern, weil der jetzt hindernde rechtliche Grund dann entfallen würde.
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